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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Czaja, 

Dr. Wittmann (München), Dr. Hupka, Sauer (Salzgitter), Dr. Jahn (Braunschweig), 
Schröder (Lüneburg), Dr. Köhler (Wolfsburg), Böhm (Melsungen) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4863 - 

betr. Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen, beruflichen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Eingliederung der Aussiedler 


Schreiben des Bundesministers des Innern vom 
5. April 1976 - Vt K I 5 - 933 900 / 28: 

Die Bundesregierung hat sich in der Kabinettsitzung 
am 17. März 1976 ausführlich mit der Eingliederung 
der deutschen Aussiedler befaßt, die auf Grund der 
Abkommen mit der Volksrepublik Polen bereits in 
der Bundesrepublik Deutschland eingetroffen sind 
oder noch kommen werden. 

Sie widmet nunmehr ihre volle Aufmerksamkeit 
den Problemen, die sich für diesen Personenkreis, 
darüber hinaus natürlich auch für die Aussiedler 
aus anderen Ländern, ergeben. 

Die Bundesregierung sieht als besonders vordring- 
lich die Eingliederung in den Arbeitsprozeß, die 
Bereitstellung von Ausbildungsplätzen und die Uber- 
gangshilfen bei Sprachschwierigkeiten an, in erster 
Linie bei jungen Menschen. 

Sie hat die zuständigen Bundesminister aufgefordert, 
unter Ausnutzung aller Möglichkeiten jede Anstren- 
gung zu unternehmen, um die Eingliederung so un- 
bürokratisch wie möglich zu fördern und, soweit das 
in ihren Zuständigkeiten liegt, sicherzustellen. Die 
betroffenen Minister werden hierzu sobald wie mög- 
lich die notwendige Abstimmung mit den für die 
Eingliederungsprobleme und -maßnahmen zuständi- 
gen Länderministern suchen. Die Bundesregierung 
wird auf Grund des Beschlusses vom 17. März d. J. I 
voraussichtlich Anfang Mai im Kabinett über einen j 
Maßnahmenkatalog beraten. 

Die Eingliederung von Aussiedlern stellt zwar Bund, 
Länder, Gemeinden und alle anderen mit dieser Auf- 
gabe Befaßten nicht vor eine grundsätzlich neue 
Situation. Auf Grund der Abkommen mit der Volks- 
republik Polen wird sich aber die Gesamtzahl der 
Aussiedler etwa verdoppeln. Anders als in früheren 
Jahren sind mehr als 50 v. H. der Aussiedler im 
arbeitsfähigen Alter. Das erfordert erhöhte Anstren- 
gungen für ihre Eingliederung in den Arbeitsprozeß. 


Der Anteil der Kinder und Jugendlichen bis zu 20 
Jahren mit dem hohen Anteil von rd. 36 v. H. wirft 
zusätzliche Probleme bei der Schul- und Berufsaus- 
bildung auf. Die laufend zunehmenden Sprachschwie- 
rigkeiten sind ein weiteres Hindernis bei der Ein- 
gliederung. Die bestehenden Vorkehrungen für die 
Eingliederung von Aussiedlern müssen deshalb er- 
weitert werden, um den veränderten Verhältnissen 
gerecht werden zu können. 

Unbeschadet der Antworten zu Nummern 1 bis 12 
wird die Bundesregierung in Vollzug des Kabinett- 
beschlusses vom 17. März 1976 den gesamten Fra- 
genkomplex auf zusätzliche Verbesserungsmöglich- 
keiten überprüfen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die gestellten 
Fragen im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
sowie den Bundesministern für Wirtschaft, für Ar- 
beit und Sozialordnung, für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und für Bildung und Wissenschaft nach dem 
gegenwärtigen Stand wie folgt: 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, über ihre diplomatischen Vertretungen 
Dokumentationsmaterial (z. B. Lehrinhalte, Prü- 
fungsordnungen, Gesetzestexte u. a.) über die 
Bildungsgänge in den Herkunftsländern der 
Aussiedler zu beschaffen, aus dem genauere 
Erkenntnisse über den Studienaufbau, berufliche 
Berechtigungen und Ausbildungsgänge zu ge- 
winnen sind und das zur Erarbeitung einheit- 
licher Kriterien für die Anerkennung der Gleich- 
wertigkeit beruflicher Qualifikationen dienen 
kann? 

1 Die Bundesregierung hält es für möglich, etwaige 
! gesetzliche Bestimmungen der Herkunftsländer der 
Aussiedler über Lehrinhalte, Prüfungsordnungen, 
Studienaufbau, berufliche Berechtigungen und Aus- 
bildungsgänge auf diplomatischem Wege zu beschaf- 
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fen. Soweit die einschlägigen Vorschriften als ver- 
waltungsinterne Regelungen (wie anzunehmen) nicht 
veröffentlicht sind, erscheint eine Beschaffung aller- 
dings fraglich, eine Ermittlung vollständiger Unter- 
lagen ausgeschlossen. 

Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 
im Sekretariat der Kultusministerkonferenz ist seit 
langem als Gutachterstelle für die mit der Anerken- 
nung ausländischer Bildungs- und Befähigungsnach- 
weise befaßten deutschen Stellen tätig. Sie wird von 
Behörden des Bundes und der Länder bei der An- 
erkennung ausländischer schulischer, universitärer 
und beruflicher Befähigungsnachweise eingeschaltet. 
Die Zentralstelle ist in den letzten Jahren auf Grund 
eines Ausbauplans erheblich erweitert worden,- die- 
ser Ausbau betrifft - entsprechend der erheblich ge- 
stiegenen Zahl von Gutachten für den osteuropäi- 
schen Bereich - gerade auch diesen Sektor. Nach 
Mitteilung des Sekretariats der Kultusministerkon- 
ferenz sind damit erste Vorkehrungen getroffen 
worden, um die erwartete Steigerung der Anträge 
zu Befähigungsnachweisen aus dem osteuropäischen 
Bereich bewältigen zu können. Das Sekretariat der 
Kultusministerkonferenz wird - soweit erforderlich 
und möglich - gegebenenfalls zusätzliche Kapazitä- 
ten für den osteuropäischen Bereich schaffen. 

Zur Vereinfachung des Verfahrens für die zuständi- 
gen Stellen plant die Zentralstelle die Erarbeitung 
von sogenannten Standard-Übersichten über osteuro- 
päische Ausbildungslehrgänge, die eine Beurteilung 
und Einordnung von Befähigungsnachweisen erheb- 
lich erleichtern würden. Mit Rücksicht auf die schon 
angedeuteten Probleme der Materialbeschaffung 
und -auswertung werden solche Standard-Übersich- 
ten, deren Erarbeitung außerordentlich personalin- 
tensiv ist, allerdings erst nach einer gewissen Zeit 
zur Verfügung stehen. 

Unabhängig von der für Einzelfälle erforderlichen 
gutachtlichen Tätigkeit der Zentralstelle hat die Kul- 
tusministerkonferenz für den schulischen Bereich am 
3. Dezember 1971 „Empfehlungen zur Eingliederung 
von deutschen Aussiedlern in Schul- und Berufsaus- 
bildung" herausgegeben, die sie am 31. Januar 1975 
in überarbeiteter Form beschlossen hat. Insoweit ist 
eine abgestimmte Handhabung in den Ländern zu er- 
warten. Für außerhalb dieser Empfehlung liegende 
Bereiche, insbesondere den Hochschulbereich, wird 
weitgehend auf die bisherigen Erfahrungen mit in- 
dividuellen Äquivalenzregelungen zurückgegriffen 
werden können. 

Im Rahmen der von der Bundesregierung angestreb- 
ten engen Kooperation aller zuständigen und ver- 
antwortlichen Stellen wird die Bundesregierung auch 
möglicherweise auftretende Engpässe und Schwie- 
rigkeiten bei der Begutachtung von Qualifikationen 
mit den Ländern erörtern und auf Abhilfe drängen. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die erst allmählich angelaufenen und zudem 
nicht hinreichend koordinierten Bemühungen, die 
Grundlagen und Besonderheiten der schulischen 


Bildung und der beruflichen Ausbildung in den 
Herkunftsländern der Aussiedler zu ermitteln 
und sie für die Anerkennungspraxis in der Bun- 
desrepublik auswertbar zu machen, verstärkt 
werden sollten, mit dem Ziel, allgemeine Krite- 
rien zu entwickeln, nach denen die Gleichwer- 
tigkeit einer erworbenen Befähigung zu bestim- 
men ist, und ist die Bundesregierung bereit, auf 
dieser Grundlage alsbald einheitliche Ver- 
gleichsübersichten über die Bewertung der er- 
worbenen Prüfungszeugnisse und Befähigungs- 
nachweise der Aussiedler zu erstellen? 

Die Bundesregierung hat bereits in der vergangenen 
Zeit mit den Ländern, der Bundesanstalt für Arbeit 
sowie den Kammerverbänden in Fragen der Aner- 
kennung von Prüfungen und Befähigungsnachweisen 
eng zusammengearbeitet. Sie wird die bevorste- 
hende Eingliederung größerer Zahlen deutscher Aus- 
siedler zum Anlaß nehmen, diese Zusammenarbeit 
noch weiter zu verstärken und erneut an die mit der 
Anerkennung von Prüfungen und Befähigungsnach- 
weisen nach § 92 Bundesvertriebenengesetz befaßten 
Länderbehörden mit dem Appell heranzutreten, bei 
der Entscheidung der Frage der Gleichwertigkeit 
möglichst großzügig und unter Berücksichtigung der 
besonderen persönlichen Lage der Aussiedler zu ver- 
fahren. Sinn der Vorschrift des § 92 Bundesvertrie- 
benengesetz ist es, die Eingliederung des dort ge- 
nannten Personenkreises zu erleichtern. Wesentliche 
Vorbedingung hierfür ist die berufliche Integration 
dieses Personenkreises. Diesem Gesetzesziel kann 
nur bei großzügiger Ausschöpfung von Ermessens- 
und Beurteilungsspielräumen entsprochen werden. 

Die Bundesregierung hat die Frage allgemeiner Kri- 
terien für die Beurteilung der Gleichwertigkeit von 
Aussiedlerzeugnissen und Befähigungsnachweisen 
mehrfach geprüft. Sie hat zuletzt im Zusammenhang 
mit der Antwort auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Freiherr von Fircks, Dr. Czaja u. a. und der 
Fraktion der CDU/CSU vom 25. März 1975 zu Fragen 
9 und 11 (BT-Drucksache 7/3420) Stellung genom- 
men. Sie ist der Auffassung, daß derartige Kriterien 
keine praktikable Lösung brächten. Eine allgemeine 
Richtlinie hätte eine umfangreiche Erhebung zur 
Voraussetzung, die alle in Betracht kommenden 
Berufsbilder, Ausbildungsgänge, Prüfungen und Be- 
rechtigungen der Aussiedlerstaaten, und zwar in 
ihren Veränderungen über einen weitgespannten 
Zeitraum, erfaßt und mit denen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland vergleicht. Angesichts der Vielfalt 
der in Betracht kommenden Berufe und Berechtigun- 
gen - in der Bundesrepublik gab es 1975 allein 465 
anerkannte Ausbildungsberufe die zudem ständi- 
gen Veränderungen unterliegen, wäre ein derartiges 
Verfahren so zeitraubend und verwaltungsaufwen- 
dig, daß dem Ziel einer schnellen und wirkungsvol- 
len Eingliederung der Aussiedler nicht Rechnung 
getragen würde. Im übrigen hat sich die bisherige 
Praxis der Einzelfallentscheidungen durchaus be- 
währt. Schwierigkeiten sind der Bundesregierung 
nur vereinzelt bekanntgeworden. Sie konnten im 
Zusammenwirken mit den für die Anerkennung zu- 
ständigen Behörden in aller Regel behoben werden. 

Eine Vereinheitlichung der Entscheidungspraxis läßt 
sich nach Meinung der Bundesregierung auch auf der 
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Grundlage bereits getroffener Einzelfallentscheidun- 
gen erreichen. Die Bundesregierung hat hierzu be- 
reits in der Antwort zu Frage 9 der obengenannten 
Kleinen Anfrage - BT-Drucksache 7/3420 - schon den 
Vorschlag gemacht, Einzelfallentscheidungen zu sam- 
meln und den zuständigen Behörden als Entschei- 
dungshilfe zugänglich zu machen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Deutschen Handwerkskammertages, 
daß die fachlichen Anforderungen, die zur Er- 
langung der Ausbildungsbefugnis in den Her- 
kunftsländern der Aussiedler erforderlich sind, 
„den heutigen Anforderungen in der Bundes- 
republik in der Regel nicht entsprechen und des- 
halb eine Anerkennung einer im Ausland erwor- 
benen Ausbildungsbefugnis nur bei Vorliegen 
ganz besonderer Umstände in Betracht kommt", 
und welche Maßnahmen und Hilfen sind gege- 
benenfalls notwendig, um negative Konsequen- 
zen für die Aussiedler zu vermeiden? 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat der zitier- 
ten Äußerung des Deutschen Handwerkskammerta- 
ges, die aus dem Jahre 1971 datiert, seinerzeit wi- 
dersprochen und darauf hingewiesen, daß einer Ge- 
fahr möglicher Ausbildungsfehlleistungen durch ver- 
stärkte Beratungs- und Überwachungsmaßnahmen 
und ein entsprechendes Angebot an Einführungs- 
und Fortbildungslehrgängen des Handwerks vorge- 
beugt werden könne. Hieran hält die Bundesregie- 
rung fest. 

Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die genannte 
Äußerung des Deutschen Handwerkskammertages 
aus dem Jahre 1971 lediglich in Zusammenhang mit 
einer schriftlichen Anfrage an das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft gefallen ist. Die Bundesregierung 
hat inzwischen mit dem Deutschen Handwerkskam- 
mertag in mehreren Gesprächen Einvernehmen dar- 
über erzielt, daß die Anerkennung der Prüfungs- 
zeugnisse der Aussiedler unter großzügiger Aus- 
schöpfung aller Entscheidungs- und Beurteilungs- 
spielräume sowie unter Berücksichtigung der Beson- 
derheiten des jeweiligen Einzelfalles erfolgen muß. 
Der Präsident des Deutschen Handwerkskammer- 
tages, Herr Schnitker, hat kürzlich anläßlich der In- 
ternationalen Handwerksmesse in München aus- 
drücklich darauf hingewiesen, daß das Handwerk 
und seine Selbstverwaltungsorganisationen sich tat- 
kräftig an der Eingliederung der Aussiedler beteili- 
gen werden. 


4. Werden die zuständigen Bundesministerien ihre 
Befugnisse zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
zum Zwecke der einheitlichen Qualifikation im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft (§ 40 Abs. 2 
der Handwerksordnung i. V. m. dem Ausbil- 
dungsförderungsgesetz) - ebenso wie auch nach 
§ 43 Berufsbildungsgesetz - auch zugunsten der 
Aussiedler wahrnehmen, und wird das Bundes- 
wirtschaftsministerium in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesarbeitsministerium und der Bundes- 
anstalt für Arbeit die Bemühungen zur Einglie- 


derung von Personen, deren Qualifikation von 
deutschen Berufsbildern abweicht, intensiver als 
bisher unterstützen? 

Zu dieser Frage, die schon 1971 weitgehend wort- 
gleich gestellt worden ist, hat die Bundesregierung 
bereits Stellung genommen. Sie nimmt insoweit Be- 
zug auf ihre damalige Antwort in der BT-Drucksache 
VI/2013, Frage 8, in der sie darlegte, daß mit der 
Neufassung von § 92 Bundesvertriebenengesetz vom 
3. September 1971 die Aussiedler eine verbesserte 
Rechtsposition erlangt haben, weil die Zeugnisse 
anzuerkennen sind, wenn sie gleichwertig sind, ohne 
daß es einer besonderen Gleichstellungsverordnung 
gemäß § 43 Abs. 2 BBiG oder § 40 Abs. 2 HwO be- 
dürfte. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß Rechts- 
verordnungen - ähnlich wie allgemeine Kriterien, 
worauf ich in der Antwort zu Frage 2 einging - 
kaum das geeignete Mittel zur Lösung der Aussied- 
lerprobleme sind. Die in Betracht kommenden 
Rechtsverordnungen setzen eine noch aufwendigere 
Vorbereitung als allgemeine Kriterien voraus, zumal 
sie der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Zu- 
dem wäre eine ständige Anpassung erforderlich, die 
mit der rasch fortschreitenden Entwicklung auf dem 
Gebiet der Berufsausbildung sicher nicht Schritt hal- 
ten könnte. Im übrigen wären Rechtsverordnungen 
notwendigerweise so abstrakt und generell, daß sie 
eine abwägende, dem Einzelfall angemessene Ver- 
waltungsentscheidung nicht entbehrlich machen wür- 
den. Im Ergebnis würde sich an der bisherigen Pra- 
xis nichts ändern. 

Das Bundeswirtschaftsministerium ist um enge Zu- 
sammenarbeit mit allen in Betracht kommenden Stel- 
len bemüht, um Personen, deren Qualifikation von 
deutschen Berufsbildern abweicht, einzugliedern. In 
der Vergangenheit hat sich vor allem der Kontakt 
zu den für die Durchführung des Bundesvertriebe- 
nengesetzes zuständigen Länderbehörden und den 
Kammerverbänden bewährt. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das gegenwärtige Verfahren für die Aner- 
kennung der schulischen, universitären und be- 
ruflichen Ausbildung der Aussiedler unter den 
beteiligten Stellen allgemein zu vereinfachen 
und zu koordinieren? 

Die Bundesregierung hat die mit der Anerkennung 
von Ausbildungsnachweisen befaßten Stellen zu ko- 
ordinierenden Gesprächen eingeladen und wird 
diese Möglichkeiten der Abstimmung notwendigen- 
falls intensivieren. Die Bundesregierung sieht aller- 
dings Grenzen für die von der Opposition offenbar 
für zweckmäßig gehaltene Vereinheitlichung. Bei der 
Eingliederung von Aussiedlern sind zum Teil so un- 
terschiedliche individuelle Voraussetzungen zu be- 
rücksichtigen, daß eine flexible Regelung im Einzel- 
fall hilfreicher ist als ein Standardverfahren. 

So ist z. B. zu berücksichtigen, daß nach der Grund- 
rechtsnorm des Artikels 12 Grundgesetz jeder Deut- 
sche - und natürlich auch jeder Aussiedler - den 
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seiner Vorbildung und bisherigen Berufspraxis ent- 
sprechenden Beruf uneingeschränkt ausüben kann. 
Es ist durchaus denkbar - und entspricht im übrigen 
dem arbeitsrechtlichen Grundsatz der Vertragsfrei- 
heit daß sich die Frage nach einer formellen 
Gleichstellung von Berufsabschlüssen in vielen Fäl- 
len deshalb nicht stellt, weil der Arbeitgeber auch 
ohne einen solchen formellen Nachweis bereit ist, 
den Aussiedler auf einem seiner beruflichen Quali- 
fikation entsprechenden Arbeitsplatz zu beschäfti- 
gen. 

Soweit auf die Aussiedler die Vorschriften des Bun- 
desvertriebenen- und Flüchtlingsgesetzes zutreffen, 
bestehen schon nach geltendem Recht hinreichende 
Gleichstellungsmöglichkeiten. 

Die Bewertung schulischer Abschlüsse, auch soweit 
es sich um berufliche Qualifikation handelt, unter- 
liegt ausschließlich der Kompetenz der Länder; die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 
hat hierzu ein inzwischen eingespieltes Instrumen- 
tarium entwickelt. Auf meine Antwort zu Frage 1 
nehme ich Bezug. 

Auf die Ausschöpfung der Verordnungsermächtigung 
in § 43 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz bzw. § 40 Abs. 2 
Handwerksordnung entgegenstehenden Schwierig- 
keiten ist in der Antwort auf Frage 4 bereits hinge- 
wiesen worden. Der Regierungsentwurf eines neuen 
Berufsbildungsgesetzes sieht allerdings insofern eine 
Vereinfachung der Gleichstellungsregelung vor, als 
zukünftig auch das Bundesinstitut für Berufsbildung 
durch Verwaltungsakt im Einzelfall oder durch All- 
gemeinverfügung für eine Mehrzahl von Fällen über 
eine Gleichstellung entscheiden kann, soweit eine 
Rechtsverordnung des Bundes noch nicht vorliegt. 

Wichtig wird es sein, zunächst festzustellen, ob und 
gegebenenfalls welche Probleme sich nach Aus- 
schöpfung der genannten Möglichkeiten bei der be- 
ruflichen Eingliederung der Aussiedler konkret stel- 
len, um hieraus Schlüsse für eine weitere Verbesse- 
rung der bestehenden Instrumente ziehen zu können. 


6. Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der allgemeinen Erkenntnis, daß 
die häufig erst kurz im Berufsleben stehenden 
jungen Aussiedler wegen des anders gelagerten 
Ausbildungssystems in den Herkunftsländern in 
vielen Fällen einer ergänzenden Berufsausbil- 
dung bedürfen, und der im Arbeitsförderungs- 
gesetz mit Wirkung ab 1. Januar 1976 getroffe- 
nen Regelung, daß ergänzende Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen nach diesem Gesetz 
künftig nur dann gefördert werden können, 
wenn bestimmte, von den Aussiedlern häufig 
nicht erfüllbare „Vorbeschäftigungszeiten" nach- 
gewiesen werden, mit der Folge, daß vor allem 
jugendliche Aussiedler die notwendige Förde- 
rung nicht erhalten können, und hält die Bun- 
desregierung dieses Ergebnis insbesondere auch 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß eine 
längere Berufsausbildung oder Arbeitslosigkeit 
als Folge der Bemühungen um Ausreise oder 
Zeiten als politischer Häftling unberücksichtigt 
bleiben, für gerechtfertigt? 

Ein Widerspruch zwischen der für jugendliche Aus- 
siedler bestehenden Notwendigkeit, ihre Berufsaus- 


bildung zu ergänzen, und der Neufassung der För- 
derungsvorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
ab 1. Januar 1976 besteht nicht. Ziel dieser Ände- 
rung war es lediglich, auf Grund der bisherigen Er- 
fahrungen die Leistungen zur Förderung der beruf- 
lichen Fortbildung und Umschulung stärker auf die 
vorherige Beitragsleistung zur Bundesanstalt für Ar- 
beit und auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes ab- 
zustellen. Hierbei sind die Aussiedler mit den in 
Deutschland lebenden Erwerbstätigen völlig gleich- 
gestellt. Ausbildungs- und Beschäftigungszeiten im 
Herkunftsland werden sowohl hinsichtlich der Bei- 
tragszahlungen als auch hinsichtlich der geforderten 
Praxiszeiten voll berücksichtigt. 

Im übrigen wird durch die „Verordnung zur Förde- 
rung der beruflichen Fortbildung und Umschulung 
bei ungünstiger Beschäftigungslage" vom 3. März 
1976 gerade auch für Aussiedler weitgehend auf die 
nach § 42 AFG erforderlichen Voraussetzungen für 
die Teilnahme an Maßnahmen zur beruflichen Fort- 
bildung und Umschulung sowie an Sprachlehrgän- 
gen verzichtet. Arbeitslose jugendliche Aussiedler 
bis zu 25 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbil- 
dung können auf Grund der Vereinbarung mit der 
Bundesanstalt für Arbeit vom 5. Februar 1976 dar- 
über hinaus bei Teilnahme an Fortbildungs- oder 
Umschulungsmaßnahmen einschließlich einer hierfür 
erforderlichen Teilnahme an allgemeinbildenden 
Maßnahmen unter noch günstigeren Voraussetzun- 
gen Förderungsleistungen im Rahmen des Sonder- 
programms der Bundesregierung für zusätzliche Ar- 
beitsförderungsmaßnahmen erhalten. 

Soweit im Einzelfall Maßnahmen erforderlich sind, 
die der Vorbereitung oder Fortsetzung der Berufs- 
ausbildung in Betrieben oder überbetrieblichen Ein- 
richtungen dienen, erhalten die jugendlichen Aus- 
siedler Förderungsleistungen im Rahmen des § 40 
AFG, Berufsausbildungsbeihilfe genannt. Für die 
Teilnahme an berufsvorbereitenden Maßnahmen 
durch arbeitslose jugendliche Aussiedler können 
auch die höheren Förderungsleistungen nach dem 
bereits erwähnten Sonderprogramm der Bundesre- 
gierung gewährt werden. 

Soweit es sich um die Fortsetzung der Berufsbildung 
an einer schulischen Einrichtung handelt, werden in 
der Regel Leistungen nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz zu gewähren sein. 

Liegen im Einzelfall die nach den dargestellten För- 
derungsvorschriften zu erfüllenden Voraussetzungen 
nicht vor, werden Leistungen zur Eingliederung von 
Aussiedlern bis zum 35sten Lebensjahr im Rahmen 
des vom BMJFG verwalteten Garantiefonds gewährt. 

Durch diese verschiedenen Förderungsmöglichkeiten 
kann grundsätzlich in allen Fällen die sprachliche 
und berufliche Eingliederung vor allem der jugend- 
lichen Aussiedler ausreichend gefördert werden. 


7. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob Aussiedlern bei der Anwendung 
der Bestimmungen des Ausbildungsförderungs- 
gesetzes Nachteile daraus erwachsen, daß eine 
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Bemessungsgrundlage aus einem Beschäftigungs- 
verhältnis im Bundesgebiet für die Gewährung 
des Unterhaltsgeldes fehlt? 

Das Unterhaltsgeld nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz bemißt sich für einen Aussiedler nach dem Ar- 
beitsentgelt derjenigen Beschäftigung, für die er 
nach seinem Lebensalter und seiner Leistungsfähig- 
keit unter billiger Berücksichtigung seines Berufes 
und seiner Ausbildung in Betracht kommt. Durch 
diese Regelung ergeben sich für Aussiedler, die im 
Bundesgebiet zunächst keine Beschäftigung aufneh- 
men konnten, keine Nachteile. 


8. Liegen der Bundesregierung Informationen dar- 
über vor, ob im Zusammenhang mit der Aus- 
siedlung eine Rückforderung der Ausbildungs- 
kosten erfolgt, und nach welchen Bestimmungen, 
unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang werden diese Kosten im Bundesgebiet 
erstattet? 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit in 
einigen wenigen Fällen Kenntnis erhalten, daß Aus- 
siedler vor Verlassen ihrer Herkunftsländer zur 
Rückzahlung von Ausbildungskosten aufgefordert 
wurden. Der Bundesregierung ist jedoch nicht be- 
kannt, ob solche Rückzahlungen tatsächlich erfolgt 
sind. In letzter Zeit sind der Bundesregierung keine 
Fälle mehr bekanntgeworden. 

Die Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Weise 
die Bundesregierung ausreisewilligen Deutschen hel- 
fen kann, ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
dem Herkunftsland vor ihrer Ausreise nachzukom- 
men, ist mit den jeweils beteiligten Bundesressorts 
eingehend geprüft worden. Dies gilt insbesondere 
auch bezüglich der Forderung einiger Ostblockstaa- 
ten auf Rückzahlung hoher Ausbildungskosten im 
Falle einer Ausreise. 

Die Bundesregierung sieht sich aus Rechtsgründen 
außerstande, Bundesmittel zur Tilgung von Schulden, 
gleich welcher Art, bereitzustellen. Dem stehen vor 
allem § 15 des Ersten Überleitungsgesetzes i. d, F, 
vom 28. April 1955 und die zu seiner Durchfüh- 
rung erlassenen Richtlinien über die Verrechnungs- 
fähigkeit der Kosten der Rückführung gemäß § 15 
des Ersten Überleitungsgesetzes vom 1. Juli 1960 
i. d. F. vom 1. Oktober 1973 entgegen, die dem 
Bund lediglich Kosten auferlegen, die im ursäch- 
lichen Zusammenhang mit der Ausreise der Aussied- 
ler stehen. Das ist jedoch bei den Ausbildungsko- 
sten nicht der Fall, da die Rückzahlung auf Vor- 
schriften der Ausreiseländer beruhen, die allgemein 
die Bereitstellung von Ausbildungs- und Studien- 
plätzen und gleichzeitig den späteren Arbeitsein- 
satz regeln. Mit der Annahme eines Ausbildungs- 
oder Studienplatzes bindet sich der Auszubildende 
oder sein gesetzlicher Vertreter an die damit ver- 
bundenen Auflagen und Verpflichtungen. 


9. Sind nach Auffassung der Bundesregierung die 
Kinder von deutschen Volkszugehörigen, die 
erst nach Beendigung der im jeweiligen Vertrei- 


bungsgebiet gegen die deutsche Bevölkerung 
gerichteten allgemeinen Vertreibungsmaßnah- 
men dort geboren sind, ebenfalls als deutsche 
Volkszugehörige im Sinne des Bundesvertrie- 
benengesetzes (BVFG) und dementsprechend als 
Vertriebene nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG ~ Aus- 
siedler anzuerkennen? 

Die Frage, ob nach Abschluß der allgemeinen Ver- 
treibungsmaßnahmen in den Vertreibungsgebieten 
geborene Deutsche, die ihren Wohnsitz in die Bun- 
desrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) 
verlegen, als Aussiedler anzuerkennen sind, ist im 
Bundesvertriebenengesetz nicht ausdrücklich gere- 
gelt. Wahrscheinlich hielt der Gesetzgeber die An- 
erkennung für selbstverständlich. Die Bundesregie- 
rung und die Flüchtlingsverwaltungen der Länder 
hatten jedenfalls an der Berechtigung der Anerken- 
nung nie Zweifel. Die betreffenden Personen wer- 
den, soweit sonst alle Voraussetzungen erfüllt sind, 
in Friedland als Aussiedler registriert und erhalten 
von den Flüchtlingsbehörden der Länder einen Ver- 
triebenenausweis. Die Rechtsprechung hat sich bis 
vor kurzem mit der Frage nicht beschäftigt. 

Neuerdings zieht der Verwaltungsgerichtshof Baden- 
Württemberg in seinem Urteil vom 24. September 
1975 - VI 1666/74 - die Berechtigung der Anerken- 
nung des genannten Personenkreises als Aussiedler 
in Zweifel. Nach seiner Auffassung verbietet sich 
bei den nach Abschluß der allgemeinen Vertreibungs- 
maßnahmen geborenen Kindern wegen des angeblich 
anders verlaufenden persönlichen Schicksals eine 
Prüfung der deutschen Volkszugehörigkeit im Sinne 
des § 6 BVFG. 

Gegen das Urteil ist Revision eingelegt. Das Bun- 
desministerium des Innern hat sich in seiner Stel- 
lungnahme an den Oberbundesanwalt, der die Inter- 
essen der Bundesregierung vor dem Bundesverwal- 
tungsgericht wahrnimmt, gegen diese Auffassung 
gewandt. Sollte das Bundesverwaltungsgericht in 
einer Grundsatzentscheidung den Standpunkt des 
Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg tei- 
len, wäre zu prüfen, ob eine neue Situation eingetre- 
ten ist, die weitere Überlegungen erforderlich ma- 
chen könnte. 


10. Welche Vorstellungen kann die Bundesregie- 
rung im Einvernehmen mit den Ländern, Kir- 
chen, Gewerkschaften, Berufsverbänden, Kom- 
munen und allen übrigen mit Fragen der Ein- 
gliederung der Aussiedler befaßten Einrichtun- 
gen und Organisationen entwickeln, die Zusam- 
menarbeit bei der Durchführung der vielfälti- 
gen Eingliederungsaufgaben unter Nutzung der 
bestehenden Einrichtungen zu intensivieren und 
zu koordinieren? 

Die Bundesregierung ist mit allen Beteiligten der 
Auffassung, daß nur eine enge Zusammenarbeit mit 
den Ländern, Kirchen, Gewerkschaften, Berufsver- 
bänden, Kommunen und allen übrigen mit Fragen 
der Eingliederung der Aussiedler befaßten Organi- 
sationen, insbesondere der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege, zu einer wirksamen gesellschaft- 
lichen Eingliederung der Aussiedler führt. 
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Im Bundeskabinett bestand hierüber in seiner Sit- 
zung am 17. März 1976 ebenso wie in einer am Vor- 
tage von Bundesinnenminister Maihofer einberufe- 
nen Sitzung mit den für die Fragen der Aussiedlung 
und Eingliederung zuständigen Ministern und Sena- 
toren der Länder bzw. deren Vertretern Überein- 
stimmung. 

Die Intensivierung, Verbesserung, Ergänzung und 
Koordinierung der entsprechenden Maßnahmen ist 
Gegenstand von Erörterungen innerhalb der Res- 
sorts, zwischen Bund und Ländern sowie zwischen 
den Ressorts und den zuständigen Verbänden und 
Einrichtungen. Gespräche haben bereits stattgefun- 
den, laufen zur Zeit und werden auch in Zukunft 
weitergeführt. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Flüchtlingsverwaltun- 
gen befaßt sich vordringlich mit diesem Problem; 
hierzu werden Vertreter der Bundesressorts hinzu- 
gezogen. 

Bei der Durchführung der nach Kompetenz und Sach- 
fragen vielfältigen Eingliederungsaufgaben geht die 
Bundesregierung, abgesehen von der Behandlung 
zahlreicher spezieller Einzelfragen, von folgenden, 
zur Zeit in gewissen Bereichen teilweise schon be- 
stehenden Kooperationsmodellen aus, die sowohl 
den Aufenthalt in den Lagern als auch die gesell- 
schaftliche Eingliederung am endgültigen Wohnort 
betreffen. 

Auf Orts- und Kreisebene wird eine enge Koopera- 
tion folgender Ämter und Behörden angestrebt, so- 
weit dies nicht in der Zuständigkeit der Länder 
schon geschieht: 

— Flüchtlingsamt 
™ Ausgleichsamt 

— Sozialamt 

— Versorgungsamt 

— Versicherungsamt 

— Arbeitsamt 

— Wohnungsamt 

— Jugendamt 

— Gesundheitsamt 

— Finanzamt 

— Berufsgenossenschaften 

— Allgemeine Ortskrankenkasse u. a. 

Um den Aussiedlern den Überblick und den Zugang 
zu diesen Behörden zu erleichtern, sollte, soweit 
dies nicht schon der Fall ist, schwerpunktmäßig eine 
geeignete Behörde im Wege der Sprechstunde, der 
Einzelberatung und eines kurzgefaßten Behörden- 
wegweisers sowohl für den Aufenthalt im Lager als 
auch im endgültigen Wohnort über alle gegebenen 
Möglichkeiten, Zuständigkeiten und Notwendigkei- 
ten erste Fiinweise geben, um den Aussiedler mit 
dem Eingliederungssystem in der Bundesrepublik 
schnell vertraut zu machen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat mit 
Schreiben vom 19. März 1976 die Ausgleichsver- 
waltungen angewiesen, im Rahmen ihrer Betreu- 
ungsfunktion konkrete Hinweise der genannten Art 
zu geben. 


Im engen Zusammenhang hiermit ist die Tätigkeit 
der Kirchen, der freien Wohlfahrtsverbände, der 
Gewerkschaften und anderer Einrichtungen zu se- 
hen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die all- 
gemeine Lagerbetreuung und die Beratung und Für- 
sorge am Wohnort. Es wäre wünschenswert, wenn 
sich - wie dies gegenwärtig im Rahmen der jeweili- 
gen Zuständigkeit überlegt wird — die freien Wohl- 
fahrtsverbände auf Orts- und Kreisebene zu Ar- 
beitsgemeinschaften oder sonstigen Formen des Zu- 
sammenwirkens zusammenschließen würden, um 
den Aussiedlern in der jeweils wirkungsvollsten 
Art gezielte Hilfestellung zu geben und auf sonstige 
Möglichkeiten außerhalb ihres Zuständigkeitsbe- 
reichs hinweisen zu können. Ein rasches Einfinden 
in die neuen Verhältnisse würde dadurch erleichtert. 

Die sonst bestehenden Aktivitäten der Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege bleiben von dieser 
Überlegung unberührt. 

Eine weitere Überlegung der Bundesregierung zielt 
dahin, den Aussiedlerfamilien oder einzeln stehen- 
den Aussiedlern durch Übernahme von Patenschaf- 
ten die enge persönliche Verbindung zur Bevölke- 
rung zu vermitteln, ohne die eine Eingliederung 
trotz der behördlichen Bemühungen nicht gelingen 
kann. 

Um die organisatorischen Voraussetzungen hierfür 
zu schaffen, ist daran gedacht, unter Zuhilfenahme 
bestehender Einrichtungen eine Zentralstelle ein- 
zurichten, die die Vermittlung von Patenschaften in 
geeigneter Weise in die Wege leitet. Sowohl die 
Aussiedler wie die Bevölkerung müssen wissen, an 
welche Stelle sie sich zur Vermittlung und Über- 
nahme von Patenschaften zu wenden haben. Die 
Zentralstelle muß die Verhältnisse der Paten und 
Patenfamilien übersehen, um eine möglichst harmo- 
nische Verbindung zwischen Bevölkerung und Aus- 
siedlern herstellen zu können. Es wäre wünschens- 
wert, wenn auf kommunaler Ebene in geeigneter 
Form ebenfalls derartige Zentralstellen eingerichtet 
werden könnten. 

Von erheblicher Bedeutung für die gesellschaftliche 
Integration ist auch die Einbeziehung der Aussied- 
ler und ihrer Familien in Sportvereine, Gesangver- 
eine und sonstige gesellige Vereinigungen. Die 
nichtstaatlichen Einrichtungen können hier vermit- 
telnd tätig werden. Der Bundesminister des Innern 
wird hier die ihm gegebenen Möglichkeiten voll 
ausschöpfen. 

Wegen der Komplexität des angesprochenen Fra- 
genkreises und der breiten Zuständigkeitsverteilung 
beschränkt sich die Bundesregierung zunächst auf 
die hier gegebenen Hinweise. 

Als Orientierungsbeispiel kooperativer Zusammen- 
arbeit verschiedener Träger sei allerdings erwähnt, 
daß im Grenzdurchgangslager Friedland die zustän- 
digen Vertreter des Bundes und der Länder bei der 
Betreuung der Aussiedler mit folgenden caritativen 
Einrichtungen Zusammenwirken: 

— Deutsches Rotes Kreuz 

— Evangelisches Hilfswerk und 
Innere Mission 
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— Caritasverband 

— Arbeiterwohlfahrt 

— Evangelischer Lagerdienst 

— Katholischer Lagerdienst 

— Friedlandhilfe 

Den Behörden und Einrichtungen obliegen bei der 
Aufnahme von Aussiedlern neben der behördlichen 
Erfassung und Verteilung im wesentlichen folgende 
Betreuungsbereiche : 

— persönliche Versorgung 

— gesundheitliche Betreuung 

— seelsorgerische Betreuung 

— Beratung in Fragen der Arbeitsbeschaffung 

■ — ■ Beratung in Sprach-, Schul- und Studienfragen 

— sonstige Beratung 

Den Aussiedlern wird außerdem von der Lagerlei- 
tung ein Merkblatt mitgegeben, in dem alle einzu- 
leitenden Maßnahmen nach Verlassen des Lagers 
Friedland in verständlicher Form erläutert sind. Das 
Merkblatt wird an jede Aussiedler-Familie - je nach 
Herkunftsland - zweisprachig ausgegeben. 


11. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Massenmedien stärker dafür zu ge- 
winnen, zur Aufklärung der Bevölkerung über 
die Bedeutung der mit der Aussiedlung und 
Eingliederung der Aussiedler im Bundesgebiet 
zusammenhängenden Probleme beizutragen 
und damit vor allem die Bereitschaft der Bür- 
ger zu stärken, die Aussiedler als gleichberech- 
tigte deutsche Staatsbürger zu betrachten und 
ihnen den Weg für eine wirksame und erfolg- 
reiche gesellschaftliche Eingliederung zu ebnen? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß für ein 
Gelingen der gesellschaftlichen Eingliederung der 
Aussiedler die positive und aufgeschlossene Haltung 
der gesamten Bevölkerung der Bundesrepublik 
absolut unerläßlich ist. 

In diesem Sinne hat das Bundeskabinett in seiner 
Sitzung am 17. März 1976 festgestellt: 

„Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die Bür- 
ger in allen Teilen unseres Landes ihren Lands- 
leuten die Zeit des Einlebens in ihre neue Hei- 


mat nach besten Kräften erleichtern werden. Sie 
erwartet, daß dieses Bemühen von allen staat- 
lichen Stellen, von Behörden, Verbänden und 
von den Verantwortlichen in der deutschen Wirt- 
schaft unterstützt wird. 

Die Bundesregierung fordert alle Beteiligten im 
Bereich der Sozialbetreuung, insbesondere der 
Freien Wohlfahrtsverbände und Kirchen, auf, die 
Eingliederung der Deutschen aus Polen zu einem 
Schwerpunkt ihrer caritativen Tätigkeit zu 
machen." 

Dieser Appell wird wirkungslos bleiben, wenn er 
von den Massenmedien nicht unterstützt wird. Die 
Massenmedien tun dies bereits im Rahmen der 
I ihnen vom Grundgesetz garantierten freien Ver- 
; antwortung. Soweit dies möglich ist, wird die Bun- 
j desregierung nichts unversucht lassen, die Massen- 
' medien für ein Zusammenwirken in geeigneter 
' Weise zu gewinnen, um die Bereitschaft der Bürger 
zu stärken, die Aussiedler als gleichberechtigte 
deutsche Staatsbürger zu betrachten und ihnen den 
Weg für eine wirksame und erfolgreiche gesell- 
schaftliche Eingliederung zu ebnen. Dies kann und 
wird in den vielfältigen Formen geschehen, die den 
Massenmedien und der Bundesregierung zur Ver- 
fügung stehen. 


12. Beabsichtigt die Bundesregierung, den vom 
Bundesministerium des Innern herausgegebe- 
nen „Wegweiser für Aussiedler" so zu verbes- 
sern, zu vervollständigen und durch ein Stich- 
wortverzeichnis zu ergänzen, daß diese Infor- 
mationsschrift als echter „Wegweiser" den Aus- 
siedlern einen klaren Überblick über die ver- 
schiedenen Eingliederungsmöglichkeiten und 
die jeweils zuständigen Stellen vermittelt und 
damit eine wirksame Hilfe und Beratung für 
die Inanspruchnahme der gebotenen Eingliede- 
rungshilfen bietet? 

Das Bundesministerium des Innern wird den von 
ihm herausgegebenen Wegweiser für Aussiedler 
neu bearbeiten. Dabei wird es alle Anregungen be- 
rücksichtigen, die der Vervollständigung und Über- 
sichtlichkeit dienen, damit diese Informationsschrift 
noch mehr als bisher zu einer echten Hilfe für die 
ratsuchenden Aussiedler wird. 
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